
 

  

S 5 AY 2921/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Asylbewerberleistungsgesetz
Abteilung 7.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Sind durch einen Dauerverwaltungsakt

ungekürzte Leistungen nach § 3 AsylbLG
bewilligt worden, so ist für eine
Anspruchseinschränkung nach § 1a
AsylbLG neben der Feststellung der
Anspruchseinschränkung auch die
Rücknahme nach § 45 SGB X bzw. die
Aufhebung nach § 48 SGB X der
vorangegangenen
Bewilligungsentscheidung für die Dauer
der festgestellten
Leistungseinschränkung erforderlich.

Normenkette AsylbLG § 1a
AsylbLG § 3
SGB 10 § 45
SGB 10 § 48

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 AY 2921/16
Datum 17.10.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AY 82/20
Datum 02.06.2022

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom
17.Â Oktober 2017 abgeÃ¤ndert. Der Bescheid vom 4.Â JuliÂ 2016 in der Fassung
des Ã�nderungsbescheides vom 27.Â JuliÂ 2016 in der Gestalt des
Widerspruchbescheides vom 7.Â Oktober 2016 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 14. Dezember 2016 wird aufgehoben.
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Der Beklagte trÃ¤gt 4/5 auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers in beiden
Instanzen. 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten steht (noch) die GewÃ¤hrung hÃ¶herer Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2016 bis
31. Januar 2017 im Streit; der KlÃ¤ger wendet sich gegen die in diesem Zeitraum
nur eingeschrÃ¤nkt nach Â§ 1a AsylbLG gewÃ¤hrten Leistungen.

Der 1970 geborene KlÃ¤ger reiste am 19. November 2003 nach eigenen Angaben
auf dem Seeweg in das Bundesgebiet ein und beantragte am 14. MÃ¤rz 2006 seine
Anerkennung als Asylberechtigter als angeblicher StaatsangehÃ¶riger der Republik
S. Wegen erheblicher Zweifel hinsichtlich der Herkunft bzw. der
StaatsangehÃ¶rigkeit wurde im Rahmen des Asylverfahrens ein
sprachwissenschaftliches Gutachten in Auftrag gegeben. Der Gutachter kam dabei
zu dem Ergebnis, dass der KlÃ¤ger mit Sicherheit nicht aus S stamme. Er sei
vielmehr eindeutig der Nnischen Herkunftsregion zuzuordnen.

Mit Bescheid vom 19. September 2006 lehnte das Bundesamt fÃ¼r Migration und
FlÃ¼chtlinge (BAMF) den Asylantrag des KlÃ¤gers als offensichtlich unbegrÃ¼ndet
ab. Zugleich stellte es fest, dass Abschiebungsverbote nach Â§ 60 Abs. 5 und 7 Satz
1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) nicht vorlÃ¤gen. Der KlÃ¤ger wurde aufgefordert,
das Bundesgebiet innerhalb von einer Woche zu verlassen. Sollte er die
Ausreisefrist nicht einhalten, werde er in die Bundesrepublik N abgeschoben. Die
hiergegen bei dem Verwaltungsgericht Freiburg eingelegte Klage (Az. A 1 K 705/06)
blieb ohne Erfolg (Urteil vom 31. Januar 2007, rechtskrÃ¤ftig seit 5. Februar 2007).
Nach rechtskrÃ¤ftigem Abschluss des Asylverfahrens ist der KlÃ¤ger im Besitz von
jeweils befristet erteilten Duldungen (Â§ 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG). Er steht im
laufenden Bezug von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG),
wobei er teilweise bereits LeistungskÃ¼rzungen unterlag. Seit Juli 2012 ist der
KlÃ¤ger im Rahmen einer freiwilligen sozialen Arbeit (100 Std./Monat) bei der
Arbeiterwohlfahrt beschÃ¤ftigt.

Mit Schreiben vom 4. Juni 2007 forderte das RegierungsprÃ¤sidium Freiburg den
KlÃ¤ger unter Bezugnahme auf Â§ 15 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) gegen
Empfangsbekenntnis auf, der fÃ¼r ihn zustÃ¤ndigen AuslÃ¤nderbehÃ¶rde einen
gÃ¼ltigen Pass oder Passersatz auszuhÃ¤ndigen. Wenn er keinen Pass besitze,
mÃ¼sse er innerhalb der genannten Frist der AuslÃ¤nderbehÃ¶rde sÃ¤mtliche
IdentitÃ¤tsnachweise, die sich in seinem Besitz befÃ¤nden, Ã¼bergeben, sich aus
eigener Initiative persÃ¶nlich bemÃ¼hen, ein IdentitÃ¤tspapier zu erlangen und
diese BemÃ¼hungen gegenÃ¼ber der AuslÃ¤nderbehÃ¶rde nachweisen. Zugleich
wurde eine AnhÃ¶rung bei Vertretern der Botschaft der Republik S am 26. Juni 2007
in Begleitung eines Mitarbeiters der Bundespolizeidirektion angeordnet.Â 

Bei der Vorsprache am 26. Juni 2007 kam der Botschaftsvertreter zu dem Ergebnis,
dass es sich bei dem KlÃ¤ger nicht um einen StaatsangehÃ¶rigen Sischer Herkunft
handele. Es werde davon ausgegangen, dass der KlÃ¤ger aus L stamme.
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Mit Schreiben vom 22. Oktober 2007 forderte das RegierungsprÃ¤sidium Freiburg
den KlÃ¤ger erneut zur Mitwirkung auf und ordnete eine Vorsprache bei Vertretern
der Botschaft der Republik L am 13. November 2007 in Begleitung eines
Mitarbeiters der Bundespolizeidirektion an.

Mit Schreiben vom 23. Oktober 2007 zeigte der ehemalige ProzessbevollmÃ¤chtigte
des KlÃ¤gers dem RegierungsprÃ¤sidium Freiburg die anwaltliche Vertretung des
KlÃ¤gers an und teilte unter Vorlage verschiedener Schreiben mit, er bemÃ¼he sich
schon seit geraumer Zeit, die IdentitÃ¤t des KlÃ¤gers zu klÃ¤ren. Er habe daher
Kontakt zur Botschaft der Republik S sowie zur Botschaft des Staates L
aufgenommen. Weiter habe er den KlÃ¤ger zu einer Konsultation bei Facharzt K
begleitet, der bestÃ¤tige, dass die Verletzung des KlÃ¤gers an seiner rechten Hand
tatsÃ¤chlich auf Gewalteinwirkung zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei.

Bei der Vorsprache am 13. November 2007 bei Vertretern der Botschaft der
Republik L kam der Botschaftsvertreter zu dem Ergebnis, dass es sich bei dem
KlÃ¤ger nicht um einen StaatsangehÃ¶rigen Lnischer Herkunft handele. Es werde
davon ausgegangen, dass der KlÃ¤ger aus N stamme.

Mit Schreiben vom 18. Februar 2008 forderte das RegierungsprÃ¤sidium Freiburg
den KlÃ¤ger erneut zur Mitwirkung auf und ordnete eine Vorsprache bei Vertretern
der Botschaft der Republik N am 12. MÃ¤rz 2008 in Begleitung eines Mitarbeiters
der Bundespolizeidirektion an. Bei der Vorsprache am 12. MÃ¤rz 2008 kam der
Botschaftsvertreter zu dem Ergebnis, dass es sich bei dem KlÃ¤ger um einen
StaatsangehÃ¶rigen Nnischer Herkunft handeln kÃ¶nne. Zur Ausstellung eines
Passersatzes wÃ¼rden jedoch weitere Sachbeweise benÃ¶tigt, zumal der KlÃ¤ger
weiterhin darauf beharre, aus S zu stammen.

Das Amtsgericht Villingen-Schwenningen verurteilte den KlÃ¤ger mit Urteil vom 28.
April 2009 wegen Vergehens gegen das Aufenthaltsgesetz zu einer Geldstrafe von
80 TagessÃ¤tze zu je 5 EUR (Az. 9 Cs 34 Js 26130/2008 AK 166/2009, rechtskrÃ¤ftig
nach RÃ¼cknahme der Berufung).Â Â 

Mit VerfÃ¼gung vom 10. Oktober 2014 ordnete das RegierungsprÃ¤sidium
Karlsruhe erneut die persÃ¶nliche Vorsprache bei einem Vertreter der Botschaft der
Bundesrepublik N am 21. Oktober 2014 an. Bei der Vorsprache beharrte der KlÃ¤ger
erneut darauf, dass er Sischer StaatsangehÃ¶riger sei. Die Botschaftsvertreter
kamen wiederum zu dem Ergebnis, dass es sich bei dem KlÃ¤ger um einen
Nnischen StaatsangehÃ¶rigen handeln kÃ¶nne. Die Ausstellung eines Passersatzes
kÃ¤me jedoch nur bei weiteren Sachbeweisen in Betracht.

Mit weiterer VerfÃ¼gung vom 18. September 2015 ordnete das
RegierungsprÃ¤sidium Karlsruhe erneut die persÃ¶nliche Vorsprache bei einem
Vertreter der Botschaft der Bundesrepublik N am 7. Oktober 2015 an. Auch bei
dieser Vorsprache behauptete der KlÃ¤ger, aus S zu stammen. Von den
Botschaftsvertretern wurde mitgeteilt, dass das Ã¤uÃ�ere Erscheinungsbild fÃ¼r
einen Nner sprechen kÃ¶nne, es bestÃ¼nden jedoch erhebliche Restzweifel. Die
Ausstellung eines Passersatzes wurde daher abgelehnt.

                             3 / 11



 

Mit Bescheid vom 7. April 2016 (Bl. 1261 d. Verwaltungsakte) bewilligte das
Landratsamt dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit ab April 2016 Grundleistungen nach Â§ 3
AsylbLG in HÃ¶he von 629 EUR (notwendiger Bedarf in HÃ¶he von 219 EUR +
notwendiger persÃ¶nlicher Bedarf in HÃ¶he von 135 EUR + Kosten der Unterkunft
in HÃ¶he von 275 EUR). Mit Bescheid vom 3. Mai 2016 (Bl. 1271 d.
Verwaltungsakte) bewilligte das Landratsamt dem KlÃ¤ger fÃ¼r den Monat Juni
2016 Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG in HÃ¶he von 629 EUR (notwendiger
Bedarf in HÃ¶he von 219 EUR + notwendiger persÃ¶nlicher Bedarf in HÃ¶he von
135 EUR + Kosten der Unterkunft in HÃ¶he von 275 EUR) und teilte mit, dass
aufgrund einer Nachzahlung der Stadtwerke ein Betrag von 34,44 EUR einbehalten
worden sei.

Mit Schreiben vom 8. Juni 2016 (Bl. 1323 d. Verwaltungsakte) hÃ¶rte das
Landratsamt den KlÃ¤ger zu einer beabsichtigten LeistungskÃ¼rzung nach Â§ 1a
AsylbLG an. Der KlÃ¤ger erhalte Gelegenheit zur Stellungnahme, ob er in
Anbetracht der LeistungskÃ¼rzung gewillt sei, einen Asylantrag zu stellen. Es werde
um Mitteilung bis zum 1. Juli 2016 gebeten, aus welchen GrÃ¼nden er nicht an der
Beschaffung eines IdentitÃ¤tspapieres mitwirke. Am 13. Juni 2016 sprach der
KlÃ¤ger in Begleitung seiner LebensgefÃ¤hrtin vor und gab an, er stamme aus S.
Sein Elternhaus sei von Rebellen abgebrannt worden, wobei sÃ¤mtliche Papiere und
Dokumente verbrannt seien. Seine LebensgefÃ¤hrtin gab zudem an, dass der
KlÃ¤ger abgeschoben wÃ¼rde, wenn er einen Pass vorlege.

Mit Bescheid vom 4. Juli 2016 (Bl. 1329 d. Verwaltungsakte) stellte das Landratsamt
eine LeistungseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a AsylbLG ab August 2016 fest. Der
KlÃ¤ger habe zwar am 13. Juni 2016 vorgesprochen, aber keinen Nachweis dafÃ¼r
vorgelegt, dass er um die Beschaffung von IdentitÃ¤tspapieren bemÃ¼ht sei. Die
Leistungen wÃ¼rden daher ab dem 1. August 2016 fÃ¼r sechs Monate gekÃ¼rzt.
Es werde ab August 2016 zudem die gemeinnÃ¼tzige TÃ¤tigkeit wÃ¤hrend der
LeistungseinschrÃ¤nkung untersagt. Ab dem Monat August 2016 werde auf das
Konto des KlÃ¤gers ein Betrag in HÃ¶he von 7,30 EUR Ã¼berwiesen. Er erhalte pro
Monat vier Gutscheine in HÃ¶he von 40,50 EUR fÃ¼r Lebensmittel, Hygiene- und
KÃ¶rperpflegeartikel. Zudem werde die Miete in HÃ¶he von 275 EUR
Ã¼bernommen. Wenn der KlÃ¤ger nachweise, dass er sich ernsthaft um einen Pass
bemÃ¼he bzw. bei der Nnischen Botschaft vorgesprochen habe, kÃ¶nne die
LeistungseinschrÃ¤nkung zurÃ¼ckgenommen werden.Â Â Â 

Mit Bescheid vom 27. Juli 2016 (Bl. 1343 d. Verwaltungsakte) bewilligte das
Landratsamt dem KlÃ¤ger ab August 2016 Leistungen nach Â§ 1a AsylbLG in HÃ¶he
von 315,30 EUR.

Am 5. August 2016 erhob der KlÃ¤ger Widerspruch (Bl. 1353 d. Verwaltungsakte)
gegen den Bescheid vom 4. Juli 2016 und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung an, er habe
alle ihm auferlegten Verpflichtungen zur Mitwirkung an der Passbeschaffung
wahrgenommen. Er trage seit seiner Asylantragstellung im MÃ¤rz 2006
gleichbleibend vor, dass er aus S stamme. Allerdings besitze er keine
Personalpapiere, um dies zu beweisen. Wenn der Heimatstaat trotz seiner Angaben
nicht bereit sei, RÃ¼ckreisepapiere auszustellen, so mÃ¶ge dieses am fehlenden
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Interesse des Staates liegen, eigene StaatsangehÃ¶rige zurÃ¼ckzunehmen, soweit
dies dem Land keinen wirtschaftlichen Vorteil vermittele. Aufgrund der von den
deutschen BehÃ¶rden vertretenen Vermutung, er selbst habe bezÃ¼glich seiner
Person falsche Angaben gemacht und deshalb die Ausstellung von
RÃ¼ckreisepapieren verhindert, unterliege er seit nunmehr 10 Jahren einem
Arbeitsverbot und erhalte nur gekÃ¼rzte Leistungen. Diese Dauer sei geeignet, ihn
im Kernbereich seiner MenschenwÃ¼rde zu treffen.Â 

Mit Schreiben vom 10. August 2016 und 1. Dezember 2016 wies das
RegierungsprÃ¤sidium Karlsruhe den KlÃ¤ger unter Bezugnahme auf Â§ 3 AufenthG
und Â§ 48 AufenthG erneut auf seine Mitwirkungspflichten hin und forderte ihn auf,
zur IdentitÃ¤tsklÃ¤rung im RegierungsprÃ¤sidium vorzusprechen. Zu diesen
Terminen erschien der KlÃ¤ger jeweils nicht.

Weitere VorfÃ¼hrungen bei Vertretern der Nnischen Botschaft verliefen ebenfalls
erfolglos.Â  Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 27. Oktober 2016 (Bl. 1491 ff. der Verwaltungsakte)
wies das Landratsamt den Widerspruch zurÃ¼ck. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine
LeistungskÃ¼rzung gemÃ¤Ã� Â§Â 1a Abs. 3 AsylbLG lÃ¤gen bei dem KlÃ¤ger vor.
Er sei zur Ausreise verpflichtet, diese Verpflichtung kÃ¶nne jedoch wegen von ihm
zu vertretender GrÃ¼nde nicht durchgefÃ¼hrt werden, weil sich der KlÃ¤ger nicht
um ein Ausweispapier bei der Botschaft seines Heimatlandes bemÃ¼he.

Am 23. November 2016 hat der KlÃ¤ger hiergegen Klage bei dem Sozialgericht
Reutlingen (SG) erhoben und zur BegrÃ¼ndung sein Vorbringen aus dem
Widerspruchsverfahren wiederholt. Es gebe keine Anweisung der BehÃ¶rden, die er
nicht befolgt habe. Er sei immer bei der von ihm benannten IdentitÃ¤t geblieben.
Gegenbeweise gebe es nicht.

Mit Bescheid vom 14. Dezember 2016 (Bl. 1567 d. Verwaltungsakte) hat das
Landratsamt Leistungen fÃ¼r den Monat Januar 2017 in HÃ¶he von 335,10 EUR
bewilligt. Es werde ab Januar ein monatlicher Stromabschlag in HÃ¶he von 43 EUR
an die Stadtwerke Ã¼berwiesen.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens hat der KlÃ¤ger, der unter einem Diabetes mellitus
Typ 2 leidet, einen Antrag auf Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r eine Untersuchung des
Augenhintergrundes gestellt. Nach Einholung einer Stellungnahme des
Gesundheitsamtes hat das Landratsamt den Antrag mit Bescheid vom 22. Februar
2017 (Bl. 367 d. Verwaltungsakte) abgelehnt. Die Untersuchung sei nicht unbedingt
notwendig und unaufschiebbar, da es sich nur um eine prÃ¤ventive Diagnostik
handele. Den hiergegen am 24. MÃ¤rz 2017 erhobenen Widerspruch hat das
Landratsamt mit Widerspruchsbescheid vom 19. April 2017 (Bl. 1775 d.
Verwaltungsakte) zurÃ¼ckgewiesen. Am 11. Mai 2017 hat der KlÃ¤ger hiergegen
ebenfalls Klage bei dem SG erhoben, welche zunÃ¤chst unter dem AZ. S 5 AY
1122/17 gefÃ¼hrt wurde.

Mit Beschluss vom 28. Juli 2017 hat das SG die Verfahren unter dem Az. S 5 AY
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2921/16 zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbunden.

Mit Urteil vom 17. Oktober 2019 hat das SG die Klagen abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung auf die Widerspruchsbescheide des Landratsamtes Bezug
genommen. ErgÃ¤nzend sei auszufÃ¼hren, dass auch gerichtlicherseits nicht davon
ausgegangen werde, dass der KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich StaatsangehÃ¶riger von S sei.
Seine Angaben, weder den Ã¶rtlichen Stammesdialekt oder K zu sprechen, seien
insoweit unglaubwÃ¼rdig, nachdem dies die Frage aufwerfe, wie sich der KlÃ¤ger in
seiner Kindheit mit seinen Verwandten verstÃ¤ndigt habe. Auch die fehlenden
Kenntnisse von den Ã¶rtlichen Gegebenheiten und den in seinem Heimatland
auftretenden Rebellengruppen sprÃ¤chen ebenso gegen eine StaatsangehÃ¶rigkeit
wie letztlich auch das Sprachgutachten. Dementsprechend sei es an dem KlÃ¤ger
durch Benennung seiner tatsÃ¤chlichen StaatsangehÃ¶rigkeit eine realistische
Chance auf Ausstellung eines Dokumentes zu erlangen. Soweit er dies nicht
unternehme, lÃ¤gen grundsÃ¤tzlich die Voraussetzungen einer
LeistungseinschrÃ¤nkung vor.

Gegen das seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 30. Oktober 2019 zugestellte
Urteil richtet sich seine am 27. November 2019 bei dem SG eingelegte Berufung.
Zur BegrÃ¼ndung wiederholt und vertieft er sein Vorbringen aus dem
vorangegangenen Verfahren. Er sei allen Aufforderungen des
RegierungsprÃ¤sidiums Karlsruhe zur Mitwirkung nachgekommen. FÃ¼r die Frage
der Leistungsminderung kÃ¶nne dies allerdings fÃ¼r den vorliegenden Zeitraum
dahingestellt bleiben. Allein der Zeitraum lasse die verhÃ¤ngten EinschrÃ¤nkungen
der Sozialleistungen als unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig und der MenschenwÃ¼rde nicht
entsprechend erscheinen. Entgegen der Entscheidung des SG sei auch in Bezug auf
den VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatz nicht nur darauf abzustellen, dass er â��
der KlÃ¤ger â�� unmittelbar vor dem streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum noch
ungekÃ¼rzte Leistungen erhalten habe. Es handele sich ersichtlich nicht um eine
isolierte Sanktion. Vielmehr erfolge seit nunmehr vier Jahren eine durchgehende
EinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a AsylbLG, wobei den jeweiligen Bescheiden kein neuer
Sachverhalt zugrunde liege.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der KlÃ¤ger seine Berufung hinsichtlich des
Bescheides vom 22. Februar 2017 in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom
19. April 2017 zurÃ¼ckgenommen.

Der KlÃ¤ger beantragt noch,

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 17. Oktober 2019 aufzuheben und den
Bescheid vom 4. Juli 2016 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 27. Juli
2016 in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom 7. Oktober 2016 in der
Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 14. Dezember 2016 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Es liege einzig und allein am KlÃ¤ger selbst, durch entsprechende Mitwirkung ein
Ausweisdokument zu erhalten. Aufgrund seiner Verweigerungshaltung â�� weil ihm
dann die umgehende Abschiebung gewiss sei â�� mÃ¼sse er die entsprechenden
Konsequenzen, hier eine LeistungseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a Abs. 1 AsylbLG, in
eigener Verantwortung tragen. Es sei deshalb auch eine dauerhafte EinschrÃ¤nkung
der Leistungen gerechtfertigt, weil anderenfalls eine KÃ¼rzung von vorneherein
nicht zielfÃ¼hrend sei.

Zur weiteren Darstellung der Sach- und Rechtslage wird auf die beigezogene Akte
des RegierungsprÃ¤sidiums Karlsruhe, die Verwaltungsakten des Beklagten, die
Klageakte des SG und die Berufungsakte des Senats Bezug genommen.Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

1. Die gemÃ¤Ã� Â§ 143 SGG statthafte und gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 SGG form- und
fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, da
der Wert des Beschwerdegegenstandes 750 EUR Ã¼bersteigt (Â§ 144 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 SGG).

2. Die Berufung ist auch begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist der Bescheid vom 4. Juli 2016 in der
Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 27. Juli 2016 in der Gestalt des
Widerspruchbescheides vom 7. Oktober 2016 (vgl. Â§ 95 SGG) in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 14. Dezember 2016 mit welchem das Landratsamt dem
KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2016 bis 31. Januar 2017 nur noch
eingeschrÃ¤nkte Leistungen nach Â§ 1a Abs. 3 AsylbLG in der Fassung vom 31. Juli
2017Â  bewilligt hat, nachdem es ihm zuvor mit Bescheid vom 7. April 2016 in der
Fassung des Bescheides vom 3. Mai 2016 Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG in HÃ¶he
von 629 EUR gewÃ¤hrt hatte. Dem Bescheid vom 7. April 2016 in der Fassung des
Bescheides vom 3. Mai 2016 entnimmt der Senat dabei eine unbefristete
Bewilligung der dort bezifferten Leistungen fÃ¼r die Zeit ab April 2016. Denn
ausweislich des VerfÃ¼gungssatzes hat das Landratsamt aus Sicht eines objektiven
EmpfÃ¤ngers eine unbefristete Bewilligung der Leistungen in festgesetzter HÃ¶he
ausgesprochen (vgl. hierzu Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 9. Dezember
2008 â�� B 8/9b SO 11/07 R â�� juris Rdnr. 12; Urteil vom 17. Juni 2008 â�� B 8/9b
AY 1/07 R â�� juris Rdnr. 11; Urteil vom 8. Februar 2007 â�� B 9b AY 1/06 R â��
juris Rdnr. 12; Senatsbeschluss vom 1. Juli 2019 â�� L 7 AY 1783/19 ER-B â�� juris
Rdnr. 2; Landessozialgericht [LSG] Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss vom 21.
Juni 2018 â�� L 9 AY 1/18 B ER â�� juris Rdnrn. 32 ff.; Bayerisches LSG, Beschluss
vom 11. November 2016 â�� L 8 AY 28/16 B ER â�� juris Rdnr. 21). In dem Bescheid
vom 7. April 2016 wurde die LeistungshÃ¶he â��ab 1. April 2016â�� und damit
zukunftsoffen neu festgesetzt (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 8. Februar 2007 â�� B 9b
AY 1/06 R â�� juris Rdnr. 12). Richtige Klageart ist daher die isolierte
Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGG, weil der hier
streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid vom 4. Juli 2016 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 27. Juli 2016 in der Gestalt des Widerspruchbescheides
vom 7. Oktober 2016 den zuvor ergangenen Bescheid vom 7. April 2016
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abgeÃ¤ndert hat. In diesem Fall bedarf es keiner Leistungsklage, weil mit der
Aufhebung des abÃ¤ndernden Bescheides der ursprÃ¼ngliche Bescheid seine
Wirkung wieder entfalten wÃ¼rde, der KlÃ¤ger sein Ziel also bereits mit der
Anfechtungsklage verwirklichen kann. StreitgegenstÃ¤ndlicher Zeitraum ist dabei
die Zeit vom 1. August 2016 bis 31. Januar 2017, nachdem das Landratsamt die
LeistungseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a AsylbLG im Bescheid vom 4. Juli 2016 auf
sechs Monate beschrÃ¤nkt hat.

3. Mit dem Bescheid vom 4. Juli 2016 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides
vom 27. Juli 2016 in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom 7. Oktober 2016
hat das Landratsamt fÃ¼r die streitige Zeit vom 1. August 2016 bis zum 31. Januar
2017 seine insoweit entgegenstehende Bewilligungsentscheidung vom 7. April 2016
in der Fassung des Bescheides vom 3. Mai 2016 nicht nach MaÃ�gabe der Â§Â§ 9
Abs. 4 AsylbLG, 44 ff. Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) korrigiert und die
erforderliche kassatorische Entscheidung (vgl. hierzu Senatsbeschluss vom 1.Â Juli
2019 â�� L 7 AY 1783/19 ER-B â�� juris Rdnr. 9 m.w.N.; Bayerisches LSG, Beschluss
vom 19.Â MÃ¤rz 2019 â�� L 18 AY 12/19 B ER â�� juris Rdnr. 22; LSG Mecklenburg-
Vorpommern, Beschluss vom 21. Juni 2018 â�� L 9 AY 1/18 B ER â�� juris Rdnr. 45;
Groth in jurisPK XII, 3. Auflage 2020 [Stand 15. April 2021], Â§ 11 AsylbLG Rdnr. 93;
vgl. ferner BSG, Urteil vom 29. April 2015 â�� B 14 AS 19/14 R â�� juris Rdnrn. 15 f.
zur Minderung des Arbeitslosengeldes II nach Â§ 31b Abs. 1 Satz 1 SGB II; Urteil
vom 10. Juli 2012 â�� B 13 R 81/11 R â�� juris Rdnr. 24) nicht getroffen. Zwar steht
die AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a AsylbLG nicht im Ermessen des
Landratsamtes. Jedoch ist im Hinblick auf die erforderliche Festsetzung des Beginns
und der Dauer der LeistungseinschrÃ¤nkung (Â§ 14 AsylbLG) sowie die gesetzliche
Unterscheidung in Â§ 11 Abs. 4 AsylbLG zwischen Aufhebung der
Leistungsbewilligung (Nr. 1) und Feststellung der AnspruchseinschrÃ¤nkung i.S.d. 
Â§ 1a AsylbLG (Nr. 2) eine gesonderte Feststellung der LeistungseinschrÃ¤nkung
durch Verwaltungsakt erforderlich (Bayerisches LSG, Beschluss vom 19. MÃ¤rz 2019
â�� L 18 AY 12/19 B ER â�� juris Rdnr. 22; LSG Mecklenburg-Vorpommern,
Beschluss vom 21. Juni 2018 â�� L 9 AY 1/18 B ER â�� juris Rdnr. 45; Groth in
jurisPK XII, 3. Auflage 2020 [Stand 15. April 2021], Â§ 11 AsylbLG Rdnr. 93). Sind
zuvor â�� wie vorliegend â�� durch einen Dauerverwaltungsakt ungekÃ¼rzte
Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG auch fÃ¼r den â��Sanktionszeitraumâ�� bewilligt
worden, so muss neben der Feststellung der AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§Â 1a
AsylbLG auch die vorangegangene Bewilligungsentscheidung fÃ¼r die Dauer der
festgestellten LeistungseinschrÃ¤nkung korrigiert werden. Das Landratsamt hat mit
dem Bescheid vom 4. Juli 2016 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 27.
Juli 2016 in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom 7. Oktober 2016 eine
AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a Abs. 3 AsylbLG fÃ¼r die Zeit vom 1. August
2016 bis zum 31.Â Januar 2017 festgestellt. Eine entsprechende Aufhebung der
Bewilligung durch Bescheid vom 7.Â April 2016 in der Fassung des Bescheides vom
3.Â Mai 2016 hat er nicht verfÃ¼gt (vgl. BSG, Urteil vom 28. Oktober 2008 â�� B 8
SO 33/07 R â�� juris Rdnr. 14). Auch den BegrÃ¼ndungen des Bescheides vom
4.Â Juli 2016 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 27. Juli 2016 in der
Gestalt des Widerspruchbescheides vom 7. Oktober 2016 lÃ¤sst sich nicht
entnehmen, dass das Landratsamt die erforderliche Korrekturentscheidung
Ã¼berhaupt getroffen hat. Es hat darin weder auf den Bewilligungsbescheid vom 7.
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April 2016 in der Fassung des Bescheides vom 3. Mai 2016 Bezug genommen bzw.
diesen Ã¼berhaupt erwÃ¤hnt noch die in Betracht zu ziehenden
Korrekturvorschriften der Â§Â§ 45, 48 SGB X herangezogen oder gar geprÃ¼ft.
Allein darin, dass die angefochtene Entscheidung des Landratsamtes im
Widerspruch zu der vorangegangenen bestandskrÃ¤ftigen Bewilligung steht, kann
auch keine konkludente Aufhebung der vorangegangenen Bewilligung gesehen
werden (Pattar in jurisPK-SGB X, 2. Aufl. 2017 [Stand 1. Dezember 2017], Â§ 33 SGB
X Rdnr. 21 m.w.N.).

Zudem liegen auch die Voraussetzungen der Â§Â§Â 45, 48 SGB X nicht vor.

Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine
wesentliche Ã�nderung eintritt. Â§ 45 SGB X regelt demgegenÃ¼ber, dass ein
Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil begrÃ¼ndet
oder bestÃ¤tigt hat (begÃ¼nstigender Verwaltungsakt), soweit er rechtswidrig ist,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, unter den EinschrÃ¤nkungen der Abs.
2 bis 4 ganz oder teilweise zurÃ¼ckgenommen werden darf. Ein rechtswidriger
begÃ¼nstigender Verwaltungsakt darf nach Â§ 45 Abs.Â 2 Satz 1 SGB X nicht
zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit dem
Ã¶ffentlichen Interesse an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. Das Vertrauen ist
in der Regel schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte erbrachte Leistungen
verbraucht oder eine VermÃ¶gensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder
nur unter unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen kann (Â§ 45 Abs. 2 Satz
2 SGB X). Dabei kann sich der BegÃ¼nstigte nicht auf Vertrauen berufen, soweit 1.
er den Verwaltungsakt durch arglistige TÃ¤uschung, Drohung oder Bestechung
erwirkt hat, 2. der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der BegÃ¼nstigte
vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung unrichtig oder
unvollstÃ¤ndig gemacht hat, oder 3. er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes
kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte; grobe FahrlÃ¤ssigkeit liegt
vor, wenn der BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem
MaÃ�e verletzt hat (Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X). Die Normen (Â§ 45 SGB X einerseits
und Â§ 48 SGB X andererseits) grenzen sich nach den objektiven VerhÃ¤ltnissen im
Zeitpunkt des Erlasses des aufzuhebenden Verwaltungsakts voneinander ab (z.B.
BSG, Urteil vom 29. November 2012 â�� B 14 AS 6/12 R â�� juris Rdnr. 21 m.w.N.
auch zum Folgenden). Dabei ist die Verwaltung grundsÃ¤tzlich verpflichtet, vor
Erlass eines Bescheides die Sachlage vollstÃ¤ndig aufzuklÃ¤ren, um die objektiven
VerhÃ¤ltnisse festzustellen. ErlÃ¤sst die Verwaltung einen endgÃ¼ltigen Bescheid
auf Grundlage eines nicht endgÃ¼ltig aufgeklÃ¤rten Sachverhalts und stellt sich
spÃ¤ter heraus, dass der Bescheid bereits im Zeitpunkt des Erlasses objektiv
rechtswidrig war, ist ein Fall des Â§ 45 SGB X gegeben. Dies gilt unabhÃ¤ngig
davon, zu welchen Ermittlungen sich die Verwaltung aufgrund der Angaben des
KlÃ¤gers vor Erlass des Ausgangsverwaltungsakts gedrÃ¤ngt sehen musste.

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben kommt die Anwendung des Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X
nicht in Betracht, weil es an der erforderlichen wesentlichen Ã�nderung in den
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tatsÃ¤chlichen und rechtlichen VerhÃ¤ltnissen fehlt. Wesentlich i.S.d. Â§ 48 Abs. 1
Satz 1 SGB X ist jede tatsÃ¤chliche oder rechtliche Ã�nderung, die sich â��
zugunsten oder zulasten des Betroffenen â�� auf den Grund oder die HÃ¶he der
bewilligten Leistung auswirkt (z.B. BSG, Urteil vom 9. August 2001 â�� B 11 AL
17/01 R â�� juris Rdnr. 14 m.w.N.). Eine Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse ist nicht
eingetreten. Der KlÃ¤ger hat sich insofern seit seiner Einreise im Jahr 2003
durchgehend gleich verhalten. Er beharrt darauf, aus S zu stammen, kommt den
Aufforderungen des RegierungsprÃ¤sidiums zur IdentitÃ¤tsfeststellung nach,
entwickelt jedoch selbst keinerlei eigene Initiative bei der Beschaffung von
IdentitÃ¤tspapieren. Entsprechend hat das Landratsamt bereits zuvor Ã¼ber
mehrere Jahre LeistungseinschrÃ¤nkungen verfÃ¼gt. Das fortgesetzte
rechtsmissbrÃ¤uchliche Verhalten eines LeistungsempfÃ¤ngers nach dem AsylbLG
stellt jedoch keine wesentliche Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse im Sinne des Â§ 48
Abs. 1 SGB X dar. Eine Ã�nderung der rechtlichen VerhÃ¤ltnisse kann auch nicht in
dem Erlass des die AnspruchseinschrÃ¤nkung fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2016 bis
zum 31. Januar 2017 feststellenden Verwaltungsakts vom 4. Juli 2016 gesehen
werden (zweifelnd bereits Senatsbeschluss vom 1. Juli 2019 â�� L 7 AY 1783/19 ER-
B â�� juris Rdnr. 11; so auch BSG, Urteil vom 25. Mai 2018 â�� B 13 R 33/15 R â��
juris Rdnr. 14; Urteil vom 7. April 2016 â�� B 5 R 26/15 R â�� juris Rdnr. 32; Urteil
vom 3. Oktober 1989 â�� 10 RKg 7/89 â�� juris Rdnr. 12). Denn im Rahmen des Â§
48 Abs.Â 1 SGB X kommt es nach geklÃ¤rter Rechtslage weder auf die im
aufzuhebenden Bescheid genannten noch auf die damals von der BehÃ¶rde
zugrunde gelegten VerhÃ¤ltnisse noch auf die Kenntnis der BehÃ¶rde von der
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse an, sondern allein auf die in Wirklichkeit vorliegenden
VerhÃ¤ltnisse und deren objektive Ã�nderung. Dies folgt aus dem Wortlaut des Â§
48 Abs. 1 Satz 1 SGB X, der von der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse spricht, die beim
Erlass des Verwaltungsakts â��vorgelegen habenâ�� (BSG, Urteil vom 11. Oktober
1994 â�� 9 RVs 2/93 â�� juris Rdnr. 15). Keinesfalls kann die BehÃ¶rde durch
Verwaltungshandeln selbst bestimmen, ob ein (bestandskrÃ¤ftiger) Verwaltungsakt
unter erschwerten (Â§ 45 SGB X) oder erleichterten Bedingungen (Â§ 48 SGB X)
beseitigt werden darf.

Die Aufhebungsentscheidung lÃ¤sst sich auch nicht auf Â§ 45 Abs. 1 SGB X
stÃ¼tzen, denn insoweit fehlt es bereits an der nach Â§ 45 Abs. 1 SGB X
erforderlichen AusÃ¼bung des RÃ¼cknahmeermessens (vgl. nur Steinwedel in
Kasseler Kommentar, Stand MÃ¤rz 2019, Â§ 45 SGB X Rdnrn. 50 ff.).

Der Bescheid vom 4. Juli 2016 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 27.
Juli 2016 in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom 7. Oktober 2016 in der
Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 14. Dezember 2016 ist daher aufzuheben.
Der KlÃ¤ger kann mithin fÃ¼r die Monate August 2016 bis Januar 2017 aus dem
Bewilligungsbescheid vom 7. April 2016 in der Fassung des Bescheides vom 3. Mai
2016 vom Beklagten die begehrte Zahlung von Grundleistungen nach Â§ 3 AsylbLG
â�� unter Anrechnung der bereits ausbezahlten BetrÃ¤ge â�� verlangen.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG. Der Senat
hat insoweit nach StreitgegenstÃ¤nden differenziert und berÃ¼cksichtigt, dass der
KlÃ¤ger zwar hinsichtlich des noch streitgegenstÃ¤ndlichen Anspruchs voll obsiegt
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hat, die Erfolgsaussichten hinsichtlich des zurÃ¼ckgenommenen Teils jedoch offen
waren.

4. Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r (vgl. Â§ 160 Abs. 2 SGG)
nicht vorliegen.

Â 
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